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FORTSCHREIBUNG DES 
BUNDESVERKEHRSWEGEPLANS 

BUND NATURSCHUTZ FORDERT VOR 
DER STAATSKANZLEI: 

VERNÜNFTIGE VERKEHRSPOLITIK 
STATT STRAßENBAUORGIEN UND 
FLÄCHENFRASS 
UMSETZUNG DER ANGEMELDETEN BAYERISCHEN 
PROJEKTE WÜRDE 160 JAHRE DAUERN! 

 

Planlos, unfinanzierbar, zerstörerisch: Mit seiner Wunschliste für 
den neuen Bundesverkehrswegeplan (2015 – 2030) will Bayern eine 
wahre Straßenbauorgie durchsetzen. Das legt eine im Mai 
veröffentlichte Studie des Bund für Umwelt und Naturschutz 
(BUND) offen. Die bereits im März vom Ministerrat beschlossene, 
vorläufige bayerische Anmeldeliste von Straßenbauprojekten bricht 
im Vergleich zu anderen Bundesländern alle Rekorde. Angesichts 
der maßlosen Projektanmeldungen forderte Richard Mergner, der 
Landesbeauftragte des BUND Naturschutz (BN), die bayerische 
Staatsregierung zu einer Wende in der Verkehrspolitik auf: „Die 
aktuellen Vorschläge des Innenministeriums werden den 
Herausforderungen einer zukunftsfähigen und aus der Sicht des 
Klima-, Flächen- und Gesundheitsschutzes verantwortbaren 
Infrastrukturplanung in keinster Weise gerecht. Wir brauchen eine 
moderne Mobilitätspolitik für Mensch und Natur statt 
Straßenbauorgien und der weiteren Vernichtung von Freiflächen.“ 
 
Mit fast 400 Straßenprojekten und einem Finanzvolumen von über 
17 Milliarden Euro ist Bayern Spitzenreiter der „Wunschzettel-
Produzierer“. Bei den derzeit verfügbaren Aus- und Neubaumitteln 
des Freistaats würde die Umsetzung dieser Vorhaben rund 160 
Jahre dauern. Zudem wurden vom Bundesverkehrsministerium 
aufgestellte Kriterien nicht beachtet. Weder die Finanzierbarkeit, 
noch der Natur- und Landschaftsschutz oder die Einbindung in ein 
Verkehrsgesamtkonzept wurden berücksichtigt. Fehlanzeige auch 
bei den von Bundesverkehrsministerium vorgegebenen Zielen zur 
Verkehrsentlastung und zum Lärmschutz.  
„Wir werden uns daher mit aller Kraft gegen diese Wunschliste 
wehren, damit die Instandhaltung des bestehenden Straßennetzes 



 
   

 
 

S. 2 

Unsere Pressemitteilungen finden Sie auch online: 

 

Fachabteilung für Südbayern 

Pettenkoferstr. 10a 
80336 München 

Tel. 089/548298-63 
Fax 089/548298-18 

fa@bund-naturschutz.de 
www.bund-naturschutz.de 

 

München 
02.07.2013 
PM 16/13/FA  
Verkehr 

 

und schnell umsetzbare Alternativen für stark belastete 
Ortsdurchfahrten sowie die Stärkung von Bahn und Bus endlich 
Priorität bekommen“, erklärte Richard Mergner. Zugleich fordert 
der BN Bundesverkehrsminister Peter Ramsauer auf, seine 
Ankündigung „Wünsch-Dir-Was wird es mit mir nicht mehr geben“ 
umzusetzen und von der Staatsregierung eine deutliche 
Reduzierung der Anmeldungen zu verlangen.  
 
Die Forderung, dass es bei der Bundesverkehrswegeplanung kein 
„weiter so“ geben darf, wie es die bayerische Staatsregierung 
offensichtlich vor hat, brachte der BN am 2. Juli bei einer Aktion vor 
der Staatskanzlei zum Ausdruck. Angeprangert wurden beispielhaft 
die Geldverschwendung und die massiven Natur- und 
Landschaftszerstörungen durch drei besonders gravierende 
Straßenbauprojekte im südbayerischen Raum: Der geplante 
Weiterbau der „Autobahn“ B 15 neu von der A 92 bei Landshut bis 
zur A 8 bei Rosenheim, der geplante Maximalausbau der A 8 mit 
sechs Fahrstreifen (6 + 2) vom Inntaldreieck bis zur Bundesgrenze 
und die vorgeschlagenen Abschnitte der B 388 östlich von Passau, 
inklusive einer Nordumgehung von Passau. Der BN Landesverband 
und die Vertreterinnen und Vertreter der BN Kreisgruppen aus den 
betroffenen Regionen forderten die Streichung dieser Projekte und 
keine Aufnahme in den neuen Bundesverkehrswegeplan. Nach 
Ansicht des BN besteht für diese Straßenbauvorhaben kein Bedarf, 
der die massiven und vielfältigen negativen Folgewirkungen und nicht 
ausgleichbaren Eingriffe rechtfertigen könnte. Im Einzelnen sind 
daher die seit langem bekannten Alternativen ernsthaft zu 
untersuchen, zu planen und zu realisieren, wie der 
bestandsorientierte Ausbau der A8 mit Standspuren oder einzelne 
Ortsumfahrungen an der bestehenden B 15. Eine so genannte B 388 
neu im Passauer Raum ist dagegen völlig überflüssig und ersatzlos 
zu streichen. 

„Bei der B 15 neu fordern wir zusammen mit zahlreichen 
Bürgerinitiativen sowie mehreren Kommunen entlang der geplanten 
Trasse den definitiven Stopp dieser vierspurigen Bundesstraße mit 
Standstreifen an der Autobahn A 92 bei Essenbach“, sagte Paul 
Riederer der stellvertretende Vorsitzende der Kreisgruppe Landshut. 
„Ein sinnvoller Ausbau der bestehenden B15 ist völlig ausreichend 
und alles andere Geldverschwendung“. Allein der 15 Kilometer lange 
Abschnitt von Essenbach bis Geisenhausen würde nach derzeitigem 
Stand 320 Millionen Euro verschlingen. „Wir werden uns deshalb mit 
allen demokratischen und juristischen Mitteln gegen den Weiterbau 
wehren und für die Erhaltung der wertvollen Natur- und bäuerlichen 
Kulturlandschaft kämpfen“.  

Eine Verbesserung der A 8 von Rosenheim bis zur Landesgrenze ist 
auch nach Ansicht des BN grundsätzlich erforderlich, aber kein 
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Maximalausbau mit sechs Fahrstreifen. Auch hier kämpfen die BN 
Kreisgruppen Rosenheim, Traunstein und Berchtesgaden zusammen 
mit den örtlichen Bürgerinitiativen für einen Ausbau mit „Augenmaß“. 
„Vier Fahrstreifen, Standspuren und ein Tempolimit halten wir für 
ausreichend und zur Verbesserung der Sicherheit auch für 
notwendig“, erklärte Beate Rutkowski, die Vorsitzende der BN 
Kreisgruppe Traunstein. „Für den geplanten Maximalausbau geht die 
Autobahndirektion Südbayern inzwischen von mehr als einer Milliarde 
Euro Kosten aus. Wir halten das für unfinanzierbar und fordern die 
bezahlbare Variante 4 + 2 und Tempolimit, um die erforderliche 
Verkehrssicherheit herzustellen und den Staatszielen Klimaschutz 
und Eindämmung des Flächenverbrauchs gerecht zu werden.“ 

Kein Bedarf besteht nach Ansicht des BN für die jetzt neu 
vorgeschlagenen Ortsumgehungen im Zuge der B 388 neu im 
östlichen Landkreis Passau. Die Auswirkungen auf Natur und 
Landschaft wären jedoch verheerend und landwirtschaftliche Betriebe 
in ihrer Existenz bedroht. „Insbesondere die Nordumfahrung von 
Passau, die vom BN und einer Bürgerinitiative schon seit vielen 
Jahren bekämpft wird, darf nicht weiter verfolgt werden. Diese 
Nordtangente würde eines der schönsten Naherholungsgebiete der 
Stadt Passau zerstören und wertvollste Schutzgebiete, unter 
anderem an der Ilz, massiv beeinträchtigen“, sagte Karl Haberzettl, 
der Vorsitzender der BN Kreisgruppe Passau. 

Auch angesichts dieser unökologischen Beton- und Wünsch-
Dir-Was-Politik, ruft der BN zusammen mit vielen anderen 
Organisationen zur Großdemo „MIR HAMS SATT – 
AGRARINDUSTRIE UND FLÄCHENFRASS STOPPEN!“ am 13. 
Juli in München auf.  
Bei der Demo werden auch Bürgerinitiativen und Bündnisse 
gegen unnötige Straßenbauvorhaben und Prestigeprojekte wie 
die dritte Start- und Landebahn am Münchner Flughafen dabei 
sein. Wir fordern eine Wende in Bayern: Für eine bäuerlich-
nachhaltige Landwirtschaft und einen Ressourcen schonenden 
Umgang mit unserer Heimat.  
 

Für Rückfragen: 
Kurt Schmid  
Regionalreferent 
089/54829888 
E-Mail: kurt.schmid@bund-naturschutz.de  
 

Tomas Frey 
Regionalreferent 
Tel.: 0160/95501313 
E-Mail: thomas.frey@bund-naturschutz.de  
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Anlagen:  
Bundesweite Bewertung des BUND: 

Die meisten Bundesländer haben große Defizite bei der Planung 
einer umweltschonenden und bezahlbaren Verkehrsinfrastruktur. 
Auch bei der Bürgerbeteiligung gibt es erheblichen Nachholbedarf. 
Das sind Ergebnisse einer vom Bund für Umwelt und Naturschutz 
Deutschland (BUND) durchgeführten Studie zur Anmeldung von 
Autobahnen und Bundesstraßen seitens der Länder für den nächsten 
Bundesverkehrswegeplan (2015 bis 2030). Bis Ende September sind 
die Bundesländer verpflichtet, ihre Listen mit Straßenbauvorhaben an 
das Bundesverkehrsministerium zu liefern. Dieses wählt dann 
Projekte aus, die im Rahmen des Bundesverkehrswegeplans 2015 
bis 2030 umgesetzt werden sollen.  

Die 13 vom BUND untersuchten Länder planen den Neu- bzw. 
Ausbau von insgesamt 1.600 Autobahnabschnitten und 
Bundesstraßen. Das sind zehnmal mehr, als mit den vorhandenen 
Finanzmitteln tatsächlich realisierbar wäre. Bei der Auswahl der 
Projekte haben fast alle Bundesländer die Bürger wenig bis gar nicht 
beteiligt, Umweltaspekte und mögliche verkehrsreduzierende 
Maßnahmen ausgeklammert und sinnvolle Planungsalternativen 
ignoriert. 

Einäugiger unter den Blinden bei der Straßenplanung ist Baden-
Württemberg. Dort wurden die Bürger ausreichend beteiligt und die 
Entlastung der Innenstädte von Verkehr und Lärm ernst genommen. 
Bayern steht zusammen mit Berlin, Niedersachsen, Nordrhein-
Westfalen, dem Saarland, Sachsen-Anhalt, Sachsen und Schleswig-
Holstein am Negativende der Bewertungsliste. 

Die komplette BUND-Studie mit der Bewertung der Bedarfsmeldungen der 
13 untersuchten Bundesländer finden Sie unter: 
http://www.bund.net/fileadmin/bundnet/publikationen/verkehr/130516_bund_
verkehr_intransparent_studie.pdf 

Eine ausführliche Stellungnahme des BUND Naturschutz zur bayerischen 
Meldung zum Bundesverkehrswegeplan finden Sie unter: http://www.bund-
naturschutz.de/fakten/verkehr/index.html 

Die bayernweite Meldung des bayerischen Innenministeriums zum 
Bundesverkehrswegeplan finden Sie unter: 
http://www.innenministerium.bayern.de/bauen/strassenbau/veroeffentlichung
en/17620/ 

Die Kampagne des BUND zum Mitmachen für alle Bürger finden Sie unter: 
http://www.mobil-statt-verplant.de/ 

BUND Studie, Dossier zu Bayern:  
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Hintergrundinformation: Bund Naturschutz 
Der BN ist mit über 195.000 Mitgliedern der größte Natur- und Umweltschutzverband 
Bayerns. Er setzt sich für unsere Heimat und eine gesunde Zukunft unserer Kinder 
ein – bayernweit und direkt vor Ort. Und das seit 100 Jahren. Der BN ist darüber 
hinaus starker Partner im deutschen und weltweiten Naturschutz. Als Landesverband 
des Bundes für Umwelt und Naturschutz (BUND) ist der BN Teil des weltweiten 
Umweltschutz-Netzwerkes Friends of the Earth International. Als starker und 
finanziell unabhängiger Verband ist der BN in der Lage, seine Umwelt- und 
Naturschutzpositionen in Gesellschaft und Politik umzusetzen.  


